
Aktenzeichen: 8 AZR 124/86
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 11. August 1987

- 8 AZR 124/86 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 5. Februar 1985

Hameln - 1 Ca 421/84 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 8. November 1985
Niedersachsen - 12 Sa 45/85 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Urlaubsanspruch und Mutterschaftsurlaub

Gesetz: MuSchG §§ 8 d, 8 a; BUrlG § 7 Abs. 4, § 7 Abs. 3;
Manteltarifvertrag vom 31. März 1982 für die Mitarbeiter 
der co op-Unternehmen (Einzelhandelsbereich) §§ 16,
17, 18

Leitsätze:
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8 AZR 124/86
12 Sa 45/85 Niedersachsen
Verkündet am 
11. August 1987
Siegel,
R e gi erun g so b e r s e k r e t är i n 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 11. August 1987 durch die Vorsitzende 
Richterin Michels-Holl, die Richter Dr. Leinemarr und Dr. Peifer 
sowie die ehrenamtlichen Richter Wittendorfer und Harnack für 
Recht erkannt ?
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen 
vom 8. November 1985 - 12 Sa 45/85 - wird 
zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  ’w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin war bei der Beklagten in einer Niederlassung 
zunächst als Kassiererin, später als Packerin tätig.

Auf das Arbeitsverhältnis war der Manteltarifvertrag vom 
31. März 1981 für die Mitarbeiter der co op-Unternehmen (Ein­
zelhandelsbereich) (MTV) anzuwenden.

§ 16 Abs. 2 MTV lautet:

"Der Mitarbeiter hat in jedem Kalenderjahr An­
spruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts. Der Urlaub darf nicht in 
Geld abgegolten werden."

In § 17 Abs. 4 MTV ist bestimmt:

"Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Bei der Er­
mittlung des Lebensalters gilt der 30. Juni als 
Stichtag. Für Jugendliche im Sinne des Gesetzes 
zum Schutze der arbeitenden Jugend (Juger.dar- 
beitsschutzgesetz) gilt als Stichtag der 1. Januar.
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§ 18 MTV enthält folgende Regelung:

"Der Urlaubsanspruch entfällt mit Ablauf des 
Kalenderjahres, es sei denn, daß der Urlaub aus 
betrieblichen oder aus zwingenden persönlichen 
Gründen bis zu diesem Zeitpunkt nicht genommen 
werden konnte. In diesem Falle hat eine Regelung 
zwischen den Beteiligten bis zum 31* März des 
folgenden Jahres zu erfolgen."

Die Klägerin wurde im Februar 1983 schwanger. Das Kind ist 
am 15. November 1983 geboren. Während der Schwangerschaft war 
die Klägerin mehrfach arbeitsunfähig krank, ununterbrochen vom 
20. Juni bis zum Beginn der Schutzfrist am 4. Oktober 1 983.
Nach Ablauf der Mutterschutzfrist erhielt die Klägerin .bis zum 
14. Mai 1984 Mutterschaftsurlaub. An diesem Tag endete auch das 
Arbeitsverhältnis.

Mit ihrer am 26. September 1984 erhobenen Klage hat die 
Klägerin die Abgeltung von 33 Urlaubstagen für das Jahr 1983 in 
der unstreitigen Höhe von 1.412,07 DM begehrt.

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, an 
die Klägerin 1.412,07 DM zu zahlen. Die Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweisen.

Die Klage hatte in beiden Vorinstanzen keinen Erfolg. Mit 
der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihren Klagantrag 
weiter. Die Beklagte bittet, die Revision zurückzuweisen.
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E n t s c h

-4-

e i d u n g s g r U r . d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Der Klägerin stehen die 
von ihr begehrten Urlaubstage nicht zu. Das Landesarbeitsgericht 
ist zu Recht davon ausgegangen, daß der Urlaubsanspruch erloschen 
ist.

1. Nach § 18 MTV entfällt der Urlaubsanspruch mit Ablauf des 
Kalenderjahres, es sei denn, daß der Urlaub aus betrieblichen 
Gründen oder aus zwingenden persönlichen Gründen bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht genommen werden konnte. Die Klägerin hat den 
Urlaub erst nach dem 31. März 1984 als Abgeltungsanspruch gel­
tend gemacht. In diesem Zeitpunkt war der Urlaubsanspruch aus dem 
Jahre 1983 bereits verfallen.

2. Der Verfall des Urlaubsanspruchs ist auch nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die Klägerin durch Krankheit daran gehindert 
war, den Urlaub zu nehmen.

Die Mutterschutzfrist endete am 10. Januar 1984. Zu diesem 
Zeitpunkt war die Klägerin unstreitig arbeitsfähig. Der Zeitraum 
bis zum 31. März 1984 hätte ausgereicht, den Urlaubsanspruch zu 
erfüllen. Eine andere Regelung i. S. des § 18 Satz 2 MTV haben 
die Parteien nicht getroffen.

Daran ändert nichts, daß die Klägerin im Anschluß an die 
Mutterschutzfrist den Mutterschaftsurlaub nach § 8 a MuSchG ge­
nommen hat. Der erkennende Senat hat bereits mit Urteil vom
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14. Mai 1986 (~ 8 AZR 498/84 - AP Nr. 3 zu § 8 d MuSchG 1968, 
auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Gerichts 
bestimmt) sowie in den Entscheidungen vom 25. Februar 19S7 
(- 8 AZR 395/85 und 8 AZR 404/85 -) dargelegt, daß die Nichtver­
wirklichung des Urlaubs wegen Krankheit und wegen Inanspruchnahme 
des Mutterschaftsurlaubs nicht miteinander gleichgesetzt werden 
können. Die Inanspruchnahme von Mutterschaftsurlaub i. S. von 
§ 8 a MuSchG geschieht im Unterschied zur Erkrankung aufgrund der 
Entscheidung des Arbeitnehmers. Ebenfalls ist ohne Bedeutung, daß 
die Klägerin nach § 8 a Abs. 1 Satz 1 MuSchG den Mutterschafts­
urlaub im Anschluß an die Schutzfrist antreten mußte, nachdem sie 
sich hierfür entschieden hatte.

3. Eine Regelung über den Fortbestand des Urlaubsanspruchs, der 
wegen der Gewährung von Mutterschaftsurlaub nicht hat genommen 
werden können, ist auch in den Vorschriften über den Mutter­
schaftsurlaub nicht enthalten. Aus § 8 d MuSchG muß das Gegenteil 
der von der Klägerin vertretenen Auffassung gefolgert werden: 
Diese Bestimmung, die eine Kürzungsmöglichkeit für den der Ar­
beitnehmerin zustehenden Urlaubsanspruch zum Inhalt hat, ist an 
§ 4 ArbPlSchG orientiert (vgl. den Bericht des BT-Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung, BT-Drucks. 8/2797). Während § 4 
Abs. 2 ArbPlSchG eine Regelung über die Fortdauer von Urlaub 
enthält, der dem Wehrpflichtigen nicht oder nicht vollständig vor 
der Einberufung gewährt worden ist, fehlt eine solche Bestimmung 
in § 8 d MuSchG, so daß es bei der Befristung des Anspruchs nach

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6-

18 MTV zu verbleiben hat (vgl. hierzu auch BAGE 45, 155 = AP 
Nr. 1 zu § 8 d MuSchG 1968).

Michels-Holl Dr. Leinemann Dr. Peifer
Wittendorfer Harnack
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